
Kündigung

allgemeinen Versorgungspflichten der Dienstlei­
stungsbetriebe (§ 163 Abs. 1 ZGB).

Kündigung - Form der einseitigen Beendigung eines 
Vertrages (§81 ZGB). Die K. ist gegenüber dem 
Vertragspartner zu erklären; sie wird als einseitige, 
empfangsbedürftige / Willenserklärung erst mit 
dem Zugang beim Partner wirksam. Das Recht zur 
K. kann sich entweder aus dem Vertrag selbst oder 
aus Rechtsvorschriften ergeben. In zahlreichen Ver­
sorgungsbeziehungen (z. B. bei / Dienstleistungen; 
§202 ZGB) unterscheidet sich das gesetzliche 
K.recht des Bürgers von dem des Betriebes. So kann 
der Bürger als Kontoinhaber jederzeit, das Kreditin­
stitut nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes den 
Kontovertrag kündigen (§ 236 Abs. 3 ZGB). Für die 
K. eines schriftlichen Vertrages (z. B. Kontovertrag) 
ist die Schriftform erforderlich. Wird das nicht be­
achtet, ist die K. nichtig Nichtigkeit). Ein münd­
lich abgeschlossener Vertrag kann sowohl mündlich 
als auch schriftlich gekündigt werden. Häufig sind 
bei der K. bestimmte K.fristen einzuhalten, die ent­
weder in Rechtsvorschriften festgelegt sind oder ver­
traglich vereinbart werden. Mit ihrem Ablauf wird 
der Vertrag zum K.termin beendet, falls ein solcher 
in Rechtsvorschriften oder im Vertrag festgelegt 
wurde. So gilt für die И Kündigung des Mietverhält­
nisses eine Frist von 2 Wochen (§ 120 Abs. 2 ZGB), 
bei der K. eines Z7 Darlehns ist eine Frist von einem 
Monat zu beachten (§ 245 Abs. 2 ZGB). Eine verspä­
tet zugegangene K. wirkt zum nächsten K.termin. Im 
Gegensatz zum / Rücktritt vom Vertrag wird mit 
der K. der Vertrag zu dem bestimmten Zeitpunkt für 
die Zukunft beendet. Folglich ist das bisher Geleiste­
te zu Recht erbracht.

Kündigung der AWG-Wohnung - einseitige Erklä­
rung des Nutzers einer / Genossenschaftswohnung, 
daß er das NutzungsVerhältnis aufheben will. Die 
Kündigung hat der Nutzer schriftlich einzureichen. 
Der Vorstand der AWG hat kein Kündigungsrecht. 
Soll zugleich die Mitgliedschaft in der AWG beendet 
werden, ist diese vom Mitglied schriftlich zum Jah­
resschluß zu kündigen. Die Kündigung muß bis zum 
30. November des Jahres beim Vorstand vorliegen. 
Das Nutzungsverhältnis über die AWG-Wohnung 
endet spätestens mit der Aufhebung der Mitglied­
schaft. Wird die Mitgliedschaft beendet, werden die 
Genossenschaftsanteile innerhalb eines Monats, 
nachdem der Jahresabschlußbericht von der Mitglie­
derversammlung bestätigt wurde, zurückgezahlt. 
Auf Betreiben der AWG ist die Beendigung der Mit­
gliedschaft nur durch einen an strenge Voraussetzun­
gen gebundenen Ausschluß möglich (vgl. das Stich­
wort „AWG-Mitgliedschaft“). Ehegatten können 
nur gemeinsam kündigen.

Kündigung des Arbeitsrechtsverhältnisses - einseiti­
ge, empfangsbedürftige Willenserklärung des Werk­

tätigen oder des Betriebes, die auf die Beendigung 
des / Arbeitsrechtsverhältnisses zu einem bestimm­
ten Termin gerichtet ist. Im Unterschied zur frist­
losen Entlassung müssen bei der K. die Kündi­
gungsfrist eingehalten und eventuell vorgesehene 
Kündigungstermine beachtet werden. Die allgemei­
ne Kündigungsfrist beträgt 2Wochen; im Arbeits­
vertrag können Kündigungsfristen bis zu 3 Monaten 
und als Kündigungstermin das Monatsende verein­
bart werden. Für bestimmte Personengruppen kön­
nen in Rechtsvorschriften besondere Kündigungsfri­
sten und -termine festgelegt sein (§55 AGB). Will 
der Werktätige eine K. aussprechen, ist er an keiner­
lei weitere Voraussetzungen gebunden. Er kann 
auch mündlich kündigen, sollte jedoch besser die 
Schriftform wählen und auch seine Gründe für die K. 
angeben (§54 Abs. 4 AGB), um einen solchen 
Schritt nicht unüberlegt, eventuell aus einer momen­
tanen Verärgerung heraus zu tun. Jugendliche bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres können nur mit 
vorheriger schriftlicher Zustimmung der / Erzie­
hungsberechtigten kündigen (§ 54 Abs. 1ÀGB). Der 
Betrieb ist zur K. nur berechtigt, wenn die im AGB 
festgelegten Kündigungsgründe vorliegen (§54 
Abs. 2 und3 AGB). So kann er einen zeitlich unbe­
fristeten Arbeitsvertrag nur kündigen, wenn
- es infolge Änderung der Produktion, der Struk­

tur oder des Stellen- bzw. Arbeitskräfteplanes 
des Betriebes notwendig ist;

- der Werktätige für die vereinbarte Arbeitsaufga­
be nicht geeignet ist;

- Mängel des Arbeitsvertrages durch die Beteilig­
ten nicht beseitigt werden können.

Außerdem ist Voraussetzung, daß der Betrieb dem 
Werktätigen vorher einen / Änderungsvertrag oder
- wenn das nicht möglich ist - einen / Überleitungs­
vertrag angeboten und der Werktätige dieses Ange­
bot abgelehnt hat.
Einen / befristeten Arbeitsvertrag kann der Betrieb 
kündigen, wenn der Werktätige für die vereinbarte 
Arbeitsaufgabe nicht geeignet ist oder / Mängel des 
Arbeitsvertrages von den Beteiligten nicht beseitigt 
werden können. Außerdem ist Voraussetzung, daß 
die Übernahme einer zumutbaren anderen Arbeit 
(✓ * Zumutbarkeit einer anderen Arbeit) im Betrieb 
mit dem Werktätigen nicht vereinbart werden kann. 
Der Betrieb muß jede K. schriftlich abfassen und da­
bei auch die Kündigungsgründe angeben (§ 54 Abs. 4 
AGB). Er hat vor jeder K. die Zustimmung der zu­
ständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung einzu­
holen (§57 AGB). Gewerkschaftsfunktionären und 
Mitgliedern der Konfliktkommission darf er nur mit 
Zustimmung der Gewerkschaftsleitungen bzw. -Vor­
stände kündigen, die in § 26 AGB genannt sind. Der 
Werktätige kann innerhalb von 2 Wochen gegen die 
K. / Einspruch bei der / Konfliktkommission bzw. 
der Kammer für Arbeitsrecht des / Kreisgerichts 
(vgl. Übersicht S.31) einlegen (§60 Abs. 1 und 2 
AGB), wenn er der Auffassung ist, daß der Betrieb 
Voraussetzungen für eine wirksame K. oder einen 
besonderen Kündigungsschutz nicht beachtet hat. 
Besonderer Kündigungsschutz besteht gemäß §58 
AGB für *"
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